
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 8. und 9. Februar 2020 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Not-
falldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 8. und 9. Februar 2020 unter 
Telefon 08323/9897777. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 
18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in 
der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, 
wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst 
der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach:
am 8. Februar 2020: Apotheke Scharpf, Sonthofen, 
Berghofer Straße 26, Telefon 08321/66640 
am 9. Februar 2020: Iller-Apotheke, Blaichach,  
Ettensberger Str. 1 a, Telefon 08321/5099

Oberstdorf, Fischen:
am 8. Februar 2020: Engel-Apotheke, Oberstdorf,  
Nebelhornstraße 1, Telefon 08322/2121 (17.00 bis 19.00 Uhr)
am 9. Februar 2020: Engel-Apotheke, Oberstdorf,  
Nebelhornstraße 1, Telefon 08322/2121

Oberstaufen:
am 8. Februar 2020: Hummel’sche Apotheke, Weiler-Simmerberg,  
Hauptstraße 4, Telefon 08387/1043
am 9. Februar 2020: Berg-Apotheke, Lindenberg, 
Bahnhofstraße 2 a, Telefon 08381/3404 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 8. Februar 2020: Martinus-Apotheke, Waltenhofen,  
Rathausstraße 2, Telefon 08303/424 (18.00 bis 20.00 Uhr)
am 9. Februar 2020: Christophorus-Apotheke, Durach, 
Bürgermeister-Batzer-Straße 1, Telefon 0831/564657 (18.00 bis 20.00 Uhr)

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 8. Februar 2020: Kastanien-Apotheke, Bahnhofstraße 47, 
Telefon 0831/26342
am 9. Februar 2020: Kronen-Apotheke, Kronenstraße 31, 
Telefon 0831/22934

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 24.01.2020 (Bpl.Nr. 
1260/19) Frau Mathilde Kehl, Kapellengasse 5, 87541 Bad Hindelang, 
die Nutzungsänderung der bestehenden Büroeinheit zu einer Wohnung in 
87527 Sonthofen, Goethestraße 3 (Fl.Nr. 874/1), Gemarkung Sonthofen, 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg,

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 
und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elek-
tronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

gez.: Nicole Padrta

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 

bei der Stadt Sonthofen, Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen, eingesehen 
werden.

Nicole Padrta� 21-25

Bekanntmachung  
des Marktes Oberstdorf

Satzung 
zur Durchführung einer repräsentativen Befragung 

zur Erstellung eines qualifizierten Mietspiegels 
für den Markt Oberstdorf

Der Markt Oberstdorf erlässt aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796 ff., BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.12.2015 (GVBl. S. 458), und Art. 23 Abs. 
1 Satz 1 des Bayerischen Statistikgesetzes (BayStatG) vom 10.08.1990 
(GVBl. S. 270, BayRS 290-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
12.05.2015 (GVBl. S. 82), folgende Satzung:

§ 1
Art und Zweck der Erhebung

Zur Erstellung des ersten qualifizierten Mietspiegels für den Markt 
Oberstdorf im Jahr 2020 wird im Gemeindegebiet des Marktes Oberstdorf 
eine statistische Erhebung in Form einer:

1. freiwilligen schriftlichen Befragung in Kombination mit einer 
Onlineumfrage von Vermieterinnen und Vermietern, sonstigen Wohnrau-
meigentümerinnen und -eigentümern, Mieterinnen und Mietern durch-
geführt.

§ 2
Zu erfassende Sachverhalte

Folgende Angaben werden erfasst:
a) �Angaben der Mieterinnen und Mieter (Telefonnummer, Straßenname, 

Hausnummer, Hausnummernzusatz)
b) �Angaben der Vermieterinnen und Vermieter (Straßenname, Hausnum-

mer, Hausnummernzusatz)
c) �Angaben der sonstigen Wohnraumeigentümerinnen und -eigentümer 

(Straßenname, Hausnummer, Hausnummernzusatz)
d) �Angaben zum Mietverhältnis, zum Mietvertrag und zur Mietzahlung
e) �Angaben zu Art, Ausstattung, Beschaffenheit und Größe der Wohnung
f) �Angaben zur Lage der Wohnung

§ 3
Kreis der zu Befragenden

Es werden ca. 2000 Haushalte im Gemeindegebiet des Marktes Oberst-
dorf befragt. Die Adressen werden mittels einer Stichprobenziehung 
zufällig ausgewählt.

§ 4
Befragung von Haushaltsmitgliedern

Zielperson der Befragung ist diejenige erwachsene Person im Haushalt, 
die am besten über das Mietverhältnis Auskunft geben kann. Die Befra-
gung kann auf ein anderes volljähriges Haushaltsmitglied übertragen 
werden, soweit dieses die erforderlichen Angaben über das Mietverhältnis 
machen kann.

§ 5
Durchführung der Erhebung

(1) �Der Markt Oberstdorf hat das EMA-Institut für empirische Marktana-
lysen mit der Durchführung der Befragung beauftragt. Der Auftrag-
nehmer führt die einmalige Befragung unter Beachtung der Vorgaben 
des Bayerischen Datenschutzgesetzes sowie des Bayerischen Statis
tikgesetzes durch. Die Befragung erfolgt durch vom EMA-Institut 
eingesetzte Interviewer.

(2) �Als Hilfsmerkmale i. S. d. § 15 BayStatG werden die Namen (Vorna-
me und Familienname) und die Anschriften (Straßenname, Hausnum-
mer, Hausnummernzusatz) der zu Befragenden verwendet. Erhobene 
Adressdaten werden, soweit möglich, nach Abschluss der Erhebung 
pseudonymisiert. Als Zusatzmerkmale werden die Lärmpegel und die 
Bodenrichtwerte in die Auswertung mit einfließen.

(3) �Eine Auskunftspflicht wird nicht angeordnet.

(4) �Der Erhebungszeitraum findet statt vom Februar 2020 bis Juni 2020.

§ 6
Weitergabe der Daten

Die erhobenen Daten dürfen nur

1. �vom Auftragnehmer zur wissenschaftlichen Auswertung im Rahmen 
des erteilten Auftrages zur Mietspiegelerstellung genutzt,

2. �in anonymisierter Form an den Markt Oberstdorf zur Mitwirkung bei 
der Erstellung des Mietspiegels sowie zur Prüfung, Pseudonymisierung 
und zur statistischen Auswertung der Daten in der abgeschotteten Sta-
tistikstelle weitergegeben,

3. �in anonymisierter Form an die für Mietsachen zuständigen Zivilge-
richte sowie an gerichtlich bestellte Sachverständige im Rahmen einer 
gerichtlichen Überprüfung des Mietspiegels weitergegeben werden. 

Dabei muss sichergestellt sein, dass die unter Ziff. 1 bis 3 dieser Sat-
zung genannten Stellen keinerlei Deanonymisierungsversuche unter-
nehmen. Eine sonstige Verwendung oder Weitergabe der zur Erstellung 
des Mietspiegels ermittelten Daten ist für alle Beteiligten unzulässig.

§ 7
Inkrafttreten

(1) �Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 
des Landkreises Oberallgäu in Kraft.

(2) �Diese Satzung tritt am 31.12.2020 außer Kraft.

Oberstdorf, 24.01.2020

MARKT OBERSTDORF

Laurent O. Mies, 1. Bürgermeister� 51-26

Bekanntmachung
der Gemeinde Fischen i. Allgäu

Verordnung der Gemeinde Fischen i. Allgäu 
über das Faschingstreiben am „Gumpigen Donnerstag“

(Faschingsverordnung) 
vom 23.01.2020

Der Gemeinderat Fischen i. Allgäu hat in seiner Sitzung vom 23.01.2020 
die Verordnung der Gemeinde Fischen i. Allgäu über das Faschingstreiben 
am „Gumpigen Donnerstag“ (Faschingsverordnung) beschlossen. 

Die Verordnung liegt ab sofort in der Verwaltungsgemeinschaft Hör-
nergruppe, Weiler 16, 87538 Fischen, Zimmer 13, zur Einsichtnahme 
während der allgemeinen Dienststunden aus.

Sie tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Fischen i. Allgäu, den 04.02.2020

GEMEINDE FISCHEN i. ALLGÄU

Bruno Sauter, Bürgermeister� 51-27

Amtliche Bekanntmachung der
Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe

Haushaltssatzung 2020

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Hörner-
gruppe hat in der Sitzung vom 09. Januar 2020 die Haushaltssatzung 2020 
beschlossen. Sie tritt am 01.01.2020 in Kraft.
Das Landratsamt Oberallgäu hat als Rechtsaufsichtsbehörde die nach 
der Gemeindeordnung erforderliche Genehmigung mit Schreiben vom 
22.01.2020, AZ: SG-32-941-VGHörnergruppe, erteilt.

Die Haushaltssatzung wird durch Niederlegung für eine Woche in der 
Kämmerei der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, Weiler 16, 87538 
Fischen i. Allgäu, amtlich bekannt gemacht.

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan mit Anlagen liegen dort 
während des ganzen Jahres innerhalb der allgemeinen Geschäftsstunden 
zur Einsicht bereit.

Mit dieser Bekanntmachung wird die Haushaltssatzung rechtskräftig.

Fischen i. Allgäu, den 29.01.2020

VERWALTUNGSGEMEINSCHAFT HÖRNERGRUPPE

gez. Alois Ried, Gemeinschaftsvorsitzender� 51-28

Haushaltssatzung

des Schulverbandes Grundschule Fischen i. Allgäu – Ofterschwang
(Landkreis Oberallgäu)

für das Haushaltsjahr 2020

Aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayer. Schulfinanzierungsgesetzes 
(BaySchFG) i.V.m. Art. 27 Abs. 1 und Art. 41 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 63 ff. der Gemein-
deordnung (GO) erlässt der Schulverband Grundschule Fischen i. Allgäu 
– Ofterschwang folgende Haushaltssatzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
hiermit festgesetzt; er schließt ab im 
Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit� Euro 543.200

Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit� Euro 312.500

§ 2
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht fest-
gesetzt.

§ 4
1. Die Höhe des durch sonstige Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht 
gedeckten Bedarfs, der auf die Mitglieder des Schulverbands für den 
Schulstandort Fischen i. Allgäu umgelegt werden soll (Verwaltungsumla-
ge), wird festgesetzt auf Euro 271.050.

Für den Schulstandort Fischen i. Allgäu wird eine Investitionsumlage i. H. 
v. Euro 259.500 festgesetzt. 

Die Gesamtumlage wird umgelegt zu je ¼ nach den Schülerzahlen der 
beteiligten Gemeinden zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. des lau-
fenden Jahres.

2. Die Höhe des durch sonstige Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht 
gedeckten Bedarfs, der auf das Mitglied des Schulverbands für den Schul-
standort Ofterschwang umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird 
festgesetzt auf Euro 109.250.

Für den Schulstandort Ofterschwang wird eine Investitionsumlage i. H. v. 
Euro 13.000 festgesetzt.

Die Schulverbandsumlage für den Schulstandort Ofterschwang wird nach 
tatsächlich anfallenden Kosten ¼-jährlich abgerufen.

§ 5
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan werden in Höhe von Euro 200.000 festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft.

Die Haushaltssatzung 2020 mit allen Anlagen liegt für die Dauer der 
Gültigkeit in der Kämmerei der Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe, 
Weiler 16, 87538 Fischen i. Allgäu, während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten zur Einsicht aus.�

Fischen i. Allgäu, den 28.01.2020

SCHULVERBAND FISCHEN I. ALLGÄU – OFTERSCHWANG

gez.: Alois Ried, Schulverbandsvorsitzender� 51-29

Bekanntmachung der Stadt Immenstadt zur öffentlichen Auslegung 
zum Bebauungsplan „Hub Nord – Nördlicher Ortsrand Hub  

zwischen Trieblingser Weg und Missener Straße“ 

Der Stadtrat der Stadt Immenstadt i. Allgäu hat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 30.01.2020 den Entwurf zum Bebauungsplan „Hub Nord 
– Nördlicher Ortsrand Hub zwischen Trieblingser Weg und Missener 
Straße“ mit Begründung in der Fassung vom 17.01.2020 gebilligt und für 
die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Das Plan-
gebiet befindet sich nördlich des Orts-Teiles „Hub“ der Stadt Immenstadt 
i. Allgäu und umfasst folgende Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 1376/26 
(Teilfläche), 1418 (Teilfläche), 1419 (Teilfläche), 1420 (Teilfläche), 1421 
(Teilfläche), 1422 (Teilfläche), 1423, 1424, 1424/2 (Teilfläche), 1424/3, 
1424/5, 1424/6, 1425 (Teilfläche), 1426 (Teilfläche), 1427 (Teilfläche), 
1428 (Teilfläche), 1429 (Teilfläche), 1473 (Teilfläche), 1492/2 (Teil-
fläche), 1492/3 (Teilfläche), 1511 (Teilfläche), 1515, 1516 (Teilfläche), 
1517 (Teilfläche), 1520 (Teilfläche), 1520/3 (Teilfläche) und 1521 (Teil-
fläche), Gemarkung Bühl am Alpsee. Der räumliche Geltungsbereich ist 
im abgebildeten Lageplan dargestellt. Der externe Ausgleich erfolgt auf 
der Fl.-Nr. 1117 „Seifenmoos“ (Teilfläche) der Gemarkung Immenstadt 
i. Allgäu. Es wird darauf hingewiesen, dass sich der konkrete Zuschnitt 
der Fläche im Laufe des Verfahrens noch ändern kann.
Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 17.01.2020 und die 
nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom 

12.02.2020 bis 13.03.2020 in der Stadtverwaltung der Stadt  
Immenstadt i. Allgäu (Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i. Allgäu),  

2. Obergeschoss, Zimmer 308,

während der allgemeinen Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffent-
lich aus (Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind in der Regel von 
Mo. bis Fr. von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Mo., Di., Do. von 14.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr und Mi. von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Beachten Sie bitte, 
dass das Rathaus während gesetzlicher Feiertage und am Nachmittag des 
25.02.2020 geschlossen ist.).
Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Begründung 
in der Fassung vom 17.01.2020 und die nach Einschätzung der Gemeinde 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen 
unter folgender Adresse im Internet eingesehen werden:
https://www.stadt-immenstadt.de/wirtschaft-bauen-umwelt/bauen-
planen/oeffentlichkeits-und-behoerdenbeteiligungen/
Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung wird eine Umweltprüfung 
gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Im Rahmen der Begründung zum 
Entwurf wird ein Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB dargelegt. 
Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 
Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und 
werden mit ausgelegt:
–	� Umweltbericht in der Fassung vom 17.01.2020 (Ausführungen 

zu den Themen: Beschreibung der Ziele des Umweltschutzes aus 
anderen Planungen, die sich auf den Planbereich beziehen (Regio-
nalplan; Flächennutzungsplan; Natura 2000-Gebiete; weitere Schutz-
gebiete/Biotope, Biotopverbund); Beschreibung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen auf der Grundlage der Umweltprüfung; darin 
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr
Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211 MONTAG BIS FREITAG von 7.30 bis 18 Uhr!
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die Bestandsaufnahme sowie Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei Nicht-Durchführung bzw. Durchführung der 
Planung und deren Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Arten 
und Lebensräume; Biologische Vielfalt; Boden, Geologie und Flä-
che; Wasser; Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität; 
Landschaftsbild; Mensch und Kulturgüter sowie eine Beschreibung 
der Wechselwirkungen zwischen den zuvor genannten Schutzgütern. 
Bewertung bei Durchführung der Planung von Wasserwirtschaft; 
Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme 
und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen; Abfälle 
und ihre Beseitigung und Verwertung; eingesetzte Techniken und 
Stoffe; menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt; 
Erneuerbare Energien. Beschreibung der Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich der Auswirkungen/Abarbei-
tung der Eingriffsregelung. Beschreibung anderweitiger Planungs-
möglichkeiten und der erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die 
auf Grund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen 
Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind. 
Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Überwachung der erheb-
lichen Auswirkungen auf die Umwelt bei Durchführung der Planung.

–	� Ergebnisvermerk des Termines zur frühzeitigen Behördenunter-
richtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB am 08.09.2016 im Landratsamt 
Oberallgäu (Vermerk vom 15.11.2016) mit umweltbezogenen Stel-
lungnahmen des Landratsamtes Oberallgäu (zu Berücksichtigung 
der Hangkante, Lärm- und Geruchsimmissionen im Plangebiet, 
Abarbeitung der Eingriffsregelung, Biotop im Geltungsbereich, 
Überplanung einer bestehenden Ausgleichsfläche, Schutzmaßnahmen 
für Amphibien, Wasserversorgung, Umgang mit Niederschlagswasser 
und Flächenverbrauch) und des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Kempten (zu Waldabstand, Betroffenheit des landwirt-
schaftlichen Betriebes und Flächensparen)

–	� Umweltbezogene Informationen aus der frühzeitigen Behörde-
nunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB im August und Septem-
ber 2016 mit Stellungnahmen der Regierung von Schwaben (zu 
Grundsätzen des Landesentwicklungsprogrammes), des Regio-
nalen Planungsverbandes Allgäu (zu Zielen der Raumordnung), 
des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (zur Nähe der 
Planung zu einem Bodendenkmal), des Wasserwirtschaftsamtes 
Kempten (zu Altlasten, Wasserversorgung, Abwasserbehandlung 
und Oberflächengewässern), des BUND Naturschutz in Bayern e.V. 
(zu Landschaftsbild und Flächenverbrauch) und der DB AG (zu 
Ableitung von Abwässern, Neupflanzungen im Nachbarbereich von 
Bahnanlagen und Immissionen)

–	� Umweltbezogene Informationen aus der im Juli 2019 erneut durchge-
führten frühzeitigen Behördenunterrichtung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
mit Stellungnahmen der Regierung von Schwaben (zu Zielen der 
Raumordnung und Flächenverbrauch), des Regionalen Planungs-
verbandes Allgäu (zur Eingrenzung des Flächenverbrauchs), des 
Landratsamtes Oberallgäu, Abfallrecht – Immissionsschutz (zu Lärm-
schutzkonflikten zur Bahnlinie, Sportanlagen und Tennisplätzen, 
Gewerbe und Straßenverkehr, zur schalltechnischen Untersuchung 
und Schallschutzmaßnahmen), des Landratsamtes Oberallgäu, Untere 
Naturschutzbehörde (Betroffenheit des Biotopes, Amphibienschutz 
und Ausgleich), des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Kempten (zu Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen, zum 
betroffenen landwirtschaftlichen Betrieb, Flächenverlust für die Land-
wirtschaft und Abstand vom Gehölzstreifen), des Staatlichen Bau-
amtes Kempten (zum Pflanzabstand zur Staatsstraße), des Wasser-
wirtschaftsamtes Kempten (zu Wasserversorgung und Grundwasser-
schutz, Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser, Umgang 
mit wildabfließendem Wasser/Starkregenabflüssen und vorsorgendem 
Bodenschutz), des Bayerischen Bauernverbandes (zu Umgang mit 
landwirtschaftlicher Fläche, produktionsintegrierten Kompensati-
onsmaßnahmen, Ausgleichsmaßnahmen, Schutz der Nutzung und 
Bewirtschaftung der angrenzenden land- und forstwirtschaftlichen 
Flächen sowie zur Duldung landwirtschaftlicher Emissionen)

–	� Umweltbezogene Informationen aus der im Juli 2019 durchgeführten 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
(mit Stellungnahmen zu Flächenverbrauch, Wasserströmungen, Aus-
gleich und Beeinträchtigung des Ortsbildes)

–	� Umweltbezogene Informationen im Rahmen der mit der Entwurfsfas-
sung vom 26.09.2019 durchgeführten ersten förmlichen Behördenbe-
teiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Stellungnahmen der Regierung 
von Schwaben (zur vorrangigen Nutzung von Innenentwicklungs-

potenzialen und zum Flächensparen), des regionalen Planungsver-
bandes Allgäu (zur Eingrenzung des Flächenverbrauchs durch Nut-
zung von Baulandreserven und Leerständen, durch Nachverdichtung 
sowie durch flächensparende Wohnformen; Vermeidung von Zweit-
wohnungen), des Landratsamtes Oberallgäu – Bauamt/Bauleitplanung 
(zur Festsetzung öffentlicher Grünflächen ohne bauliche Anlagen 
und zur Einhaltung der Auflagen der Unteren Naturschutzbehörde 
bzgl. der Abgrenzung, Bepflanzung und Meldung der Ausgleichsflä-
chen), des Landratsamtes Oberallgäu – Abfallrecht/Immissionsschutz 
(zu Immissionen durch die Bahnlinie, Sportlärm, Gewerbelärm, 
Straßenverkehrslärm, Überschreitungen der Orientierungswerte und 
zum Schallschutzkonzept), der Unteren Naturschutzbehörde (zum 
Fußweg an der Ausgleichsfläche 3, Verwendung von autochthonem 
Saat- und Pflanzgut und zur Meldung der Ausgleichsflächen im 
Ökoflächenkataster), des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Kempten – Bereich Forsten (zur Nicht-Betroffenheit von 
Wald und zum Sicherheitsabstand zum Feldgehölz), des Amtes für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Kempten – Bereich Landwirt-
schaft (zum Verlust landwirtschaftlicher Nutzflächen, zur Duldung 
landwirtschaftlicher Immissionen, zum Viehtriebweg (Fußweg) an der 
Ausgleichsfläche 3, zum Geruchsgutachten bzgl. des einzuhaltenden 
Abstandes zwischen Wohnbebauung und landwirtschaftlichem Betrieb 
am bestehenden sowie am geplanten Aussiedlungsstandort und zur 
Abstimmung der Extensivierungsmaßnahmen mit den Flächenbewirt-
schaftern), des Staatlichen Bauamtes Kempten (zur Abgrenzung der 
Ausgleichsfläche 2 an der Staatsstraße St 2006 sowie zum Abstand 
von Baumpflanzungen), des Wasserwirtschaftsamtes Kempten (zu 
Wasserversorgung, Ableitung von Schmutz- und Niederschlagswasser 
und wildabfließendem Wasser/Sturzfluten), des BUND Naturschutz 
e.V. – Kreisgruppe Kempten/Oberallgäu (zur Nutzung vorhandener 
Baulandreserven, Leerständen und Brachflächen sowie zur Vermei-
dung von Zweitwohnungen; zur fehlenden Notwendigkeit für die 
geplante Umgehungsstraße; zur Anregung eines Grüngürtels anstelle 
der Straße) und des BUND Naturschutz e.V. – Ortsgruppe Immenstadt 
(zum fehlenden Planungsbedarf sowie zur genauen Bedarfsermittlung 
für neue Bauflächen unter Berücksichtigung der Bevölkerungsent-
wicklung, vorhandener Baulandreserven, Leerstände und Nachver-
dichtung durch Nutzung von Brachflächen sowie zur Vermeidung von 
Zweitwohnungen; zur fehlenden Berücksichtigung von Landschafts-
plan, Alpenkonvention und BayNatSchG, zum Abbau von Belastungen 
des Naturhaushaltes, Landschafts- und Ortsbild, Umweltzerstörung, 
zur Lärmschutzwand, zur bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung 
und Prägung, dem vorhandenen Viehtriebweg und dem Abstand zur 
landwirtschaftlichen Hofstelle, zu Art. 3 Abs. 4 BayNatSchG, zum 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden, zur fehlenden Erforder-
lichkeit für die Umgehungsstraße, zur schalltechnischen Untersuchung 
und den negativen Auswirkungen der geplanten Schallschutzmaßnah-
me auf das Orts- und Landschaftsbild, zur Umsetzung von Ausgleichs-
maßnahmen, zur Nachtloipe und zum Schutzgut Klima/Luft)

–	� Umweltbezogene Informationen im Rahmen der mit der Entwurfsfas-
sung vom 26.09.2019 durchgeführten ersten förmlichen Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB mit Stellungnahmen zu den Themen öffentliche 
Auslegung umweltbezogener Informationen, zum mangelnden Pla-
nungserfordernis (fehlender Wohnraumbedarf, fehlendes Erfordernis 
für die geplante Umgehungsstraße), zu den Geruchs-, Staub- und Lär-
mimmissionen der landwirtschaftlichen Hofstellen und des geplanten 
Aussiedlungsstandortes und den aufgrund dessen einzuhaltenden 
Abständen, zu bestehenden Viehtrieb- und Wasserrechten, zur Existen-
zerhaltung bestehender landwirtschaftlicher Betriebe, zur schalltech-
nischen Untersuchung des Büros Sieber, zum Schutz vor schädlichen 
Umweltwirkungen (insb. Lärmschutz), zur Verkehrsuntersuchung und 
zu Lärmimmissionen durch die geplante Umgehungsstraße, zum 
Rücksichtnahmegebot, zu Belangen des Natur- und Umweltschut-
zes (Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, 
Berechnung des erforderlichen Ausgleichsflächenbedarfes, Eignung 
der planexternen Ausgleichsfläche), zu den geologischen Verhältnissen 
(Gefahr von Hangrutschungen), zum Flächenverbrauch, zum Orts- und 
Landschaftsbild, zur Naherholungsnutzung, zum Tourismus und zur 
Bühler Nachtloipe und zur Umwandlung von Grünflächen in Bauland

–	� Antrag auf Biotopverlegung vom 25.09.2019 sowie Bescheid über die 
Zulassung einer Ausnahme vom 20.01.2020

–	� Schalltechnische Untersuchung des Büros Sieber vom 17.01.2020 (zu 
den Verkehrslärm-Immissionen der Staats-Straße St 2006, der Bahn-
linie „Buchloe – Lindau“, der geplanten Umgehungsstraße sowie 

weiteren Straßen im Umfeld des Plangebietes, zu den Gewerbelärm-
Immissionen der stillgelegten landwirtschaftlichen Hofstelle, den 
Sportlärm-Immissionen der Tennissportanlage und den notwendigen 
Schutzmaßnahmen innerhalb des Plangebietes)

–	� Biologisches Kurzgutachten zum Artenschutz des Büros Sieber vom 
15.01.2020 (zum Vorkommen geschützter Tierarten innerhalb des 
Plangebietes und notwendigen artenschutzrechtlichen Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen)

–	� Verkehrsuntersuchung zur Teilortsumfahrung Bühl der Fa. Modus 
Consult Ulm GmbH, vom 15.01.2020 (zu Verkehrserhebung, Ana-
lyse-Nullfall 2018, Prognose Nullfall 2030, Neuverkehrsaufkommen 
geplanter Vorhaben, dem Bebauungsplan „Hub-Nord“ 2013 und zur 
Beurteilung des vorhandenen Straßenraumes „Trieblingser Weg“) mit 
den darin genannten Grundlagen (insbesondere Gutachten zur Ver-
kehrsuntersuchung Hotelneubau in Immenstadt/Bühl der Dr. Brenner 
Ingenieurgesellschaft mbH (Fassung vom Dezember 2014) sowie 
Informationen zur aktuellen Anzahl von Wohneinheiten in Bühl)

–	� Gutachten zu den Geruchsimmissionen der iMA Richter & Röckle 
GmbH & Co. KG vom 17.09.2019 (zur Ermittlung der Geruchs
immissionen aus geplanten und bestehenden landwirtschaftlichen 
Betrieben in das Plangebiet)

–	� Baugrundgutachten der GEO-CONSULT Allgäu GmbH vom 
28.03.2019 (zu durchgeführten Untersuchungen, Beschreibung der 
Untergrundverhältnisse, Bodenklassifizierung und Bodenparameter, 
Schadstoffuntersuchung und Bautechnischen Folgerungen)

Die einschlägigen DIN-Normen, auf denen in den Festsetzungen verwie-
sen wird, stehen bei der Stadt Immenstadt i. Allgäu (Kirchplatz 7, 87509 
Immenstadt i. Allgäu) im Rahmen der förmlichen Bürgerbeteiligung nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB zur Einsicht zur Verfügung.
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder münd-
lich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben 
worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
Parallel mit der Auslegung findet die Einholung der Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt. 

Immenstadt i. Allgäu, den 31.01.2020

STADT IMMENSTADT

gez.: Armin Schaupp, Erster Bürgermeister� 51-30

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 31. Januar 2020, Az.: SG52/SF/KN/WB-JA2020
Landkreis Bürgerservice, Frau Knauthe
Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05
Telefon: 08321/612-900, Telefax: 08321/612-350 E-Mail:  
buergerservice@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herrn Alexander 
Grünke, geb.: 09.11.1984 in Neuruppin 
Zuletzt wohnhaft in: Hochstiftstr. 5, 87561 Oberstdorf
Fahrgestellnummer: 1FMDU34X8TUB11905, amtl. Kennz.: WB-JA2020

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids  
vom 31. Januar 2020, Az. SG52/SF/KN/WB-JA2020,
gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbekannt.

Zustellungsversuche des o. g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos, ebenso anschließende Ermittlungen 
über den aktuellen Aufenthalt.

Das o. g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 29.01.2020, Az. SG52/SF/KN/WB-JA2020, liegt bei 
der Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 
2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung 
durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z. B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.

M. Knauthe, Verwaltungsangestellte� 51-33

Sonthofen, den 4. Februar 2020
gez.: Anton Klotz, Landrat

Bekanntmachung der Stadt 
Immenstadt zur öffentlichen 
Auslegung zum Bebauungs-
plan „Erweiterung Hub Ost 
und Hub Südteil 1. Teilauf-

hebung“

Der Bau- und Umweltaus-
schuss der Stadt Immenstadt 
i. Allgäu hat in seiner öffent-
lichen Sitzung am 23.01.2020 
den Entwurf zum Bebauungs-
plan „Erweiterung Hub Ost 
und Hub Südteil 1. Teilauf-
hebung“ mit Begründung in 
der Fassung vom 02.12.2019 
gebilligt und für die öffentliche 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bestimmt. Gemäß § 13b 
i.V.m. § 13a Abs. 1 Satz 2 
BauGB wird der Bebauungs-
plan „Erweiterung Hub Ost und 
Hub Südteil 1. Teilaufhebung“ 
im sog. beschleunigten Verfah-
ren aufgestellt. Das Plangebiet 
befindet sich am süd-östlichen 
Ortsrand des Ortsteiles Bühl der 
Stadt Immenstadt i. Allgäu und 
umfasst die Grundstücke mit 
den Fl.-Nrn. 1500/11, 1500/12 
(Teilfläche) und 1503/2 (Teil-
fläche) der Gemarkung Bühl 
am Alpsee. Der räumliche 
Geltungsbereich ist im abgebil-
deten Lageplan dargestellt. 

Der Entwurf mit Begründung 
in der Fassung vom 02.12.2019 
liegt in der Zeit vom 12.02.2020 
bis 13.03.2020 im Rathaus der 
Stadt Immenstadt i. Allgäu 
(Marienplatz 3 – 4, 87509 Immenstadt i. Allgäu), Zimmer 308, während der 
allgemeinen Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus (Hin-
weis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind in der Regel von Mo. bis Fr. von 
08.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Mo., Di., Do. von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und Mi. 
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Beachten Sie bitte, dass das Rathaus während 
gesetzlicher Feiertage und am Nachmittag des 25.02.2020 geschlossen ist.). 

Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Begründung 
in der Fassung vom 02.12.2019 unter folgender Adresse im Internet einge-
sehen werden: https://www.stadt-immenstadt.de/wirtschaft-bauen-umwelt/
bauen-planen/oeffentlichkeits-und-behoerdenbeteiligungen/

Gemäß § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprü-
fung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2 a Nr. 2 
BauGB sowie der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von einer zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder münd-
lich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig abgegeben 
worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 6 BauGB bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 

Parallel mit der Auslegung findet die Einholung der Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt. 
Abgesehen von der o. g. Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs.  2 
BauGB wird der Öffentlichkeit grundsätzlich Gelegenheit gegeben, sich 
gem. § 13b i.V.m. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB im Rathaus der Stadt Immen-
stadt i. Allgäu (Marienplatz 3 – 4, 87509 Immenstadt i. Allgäu), Zimmer 
308, während der allgemeinen Öffnungszeiten über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unter-
richten. (Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind jeweils von Mo. bis 
Fr. von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Mo., Di., Do. von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und Mi. von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr)

Immenstadt i. Allgäu, den 30.01.2020

STADT IMMENSTADT

gez.: Armin Schaupp, Erster Bürgermeister� 51-31

Einladung
zur 30. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung  

des Kreisausschusses  
des Landkreises Oberallgäu

am Dienstag, den 11.02.2020 um 14.00 Uhr bis  
vorauss. 17.00 Uhr, im großen Sitzungssaal  
des Landratsamtes Oberallgäu in Sonthofen 

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1.	 Bekanntgaben
2.	� Sicherung Kreisstraße OA 9 Lawinenschutz Balderschwang, 

Vorberatung
3.	 Kreishaushalt 2020; Abschluss der Haushaltsberatungen
4.	 Behandlung von Anträgen
5.	 Verschiedenes

Nicht öffentlicher Teil
…

gez. Anton Klotz, Landrat� 51-32


